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Rechtsanwalt
Dr. Walter Klein von

Loschelder
Quelle: Loschelder

Baurecht. Machen Architekten Fehler
bei der Rechnungsprüfung, löst dies
keine Sekundärhaftung aus, wenn die
Verjährung abgelaufen ist.

BGH, Beschluss vom 12. April 2023,
Az. VII ZR 888/21

Fehlerhafte Rechnungsprüfung löst
nicht unbedingt Haftung aus
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DER FALL

Ein öffentlicher Auftraggeber beauftragt
einen Architekten mit umfassenden Leis-
tungen für die Errichtung einer Sporthalle.
Das Bauvorhaben wird ausgeführt, die
Leistungen werden 2014 abgenommen.
Bei einer Rechnungsprüfung wird 2018
festgestellt, dass mehrere ausführende
Unternehmer überhöhte Rechnungen
gestellt haben, was der Architekt jedoch
pflichtwidrig im Rahmen seiner Prüfung
nicht festgestellt hatte. Es kam zu Über-
zahlungen von rund 46.000 Euro seitens

des Auftraggebers. Noch 2018 macht der
Auftraggeber außergerichtlich Schadener-
satzansprüche gegenüber dem Architek-
ten geltend; eine außergerichtliche
Lösung erfolgt nicht. Nach Ablauf der
fünfjährigenGewährleistungsfrist verklagt
die Gemeinde den Architekten auf die
Zahlung von Schadenersatz. Der Architekt
beruft sich auf Verjährung. Das Landge-
richt weist die Klage der Gemeinde ab, sie
geht in Berufung.
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DIE FOLGEN

Ohne Erfolg! Zwar ist die Rechnungsprü-
fung des Architekten fehlerhaft: Er hätte
die Fehler in den Rechnungen der Unter-
nehmer bemerken müssen. Die Überzah-
lung ist eine kausale Folge dieses Fehlers,
sodass der Anspruch auf Schadenersatz
begründet ist. Nach Abnahme unterliegen
die Ansprüche des Auftraggebers aber
einer Verjährung von fünf Jahren nach
Abnahme. Diese Frist ist abgelaufen,
sodass sich der Architekt auf Verjährung
berufen kann. Wenn aber der umfassend
beauftragte Architekt während der
Gewährleistungszeit von einem Mangel
Kenntnis erlangt, muss er diesem nachge-

hen unddenAuftraggeber aufklären – und
zwar auch dann, wenn er eine eigene Haf-
tung offenlegen muss. Unterlässt er das
und verjähren deshalb Ansprüche gegen
ihn, liegt eine neue Pflichtverletzung vor,
die eine neue Verjährung auslöst. Hier
hatte der Architekt während der Gewähr-
leistungszeit Kenntnis von seiner mangel-
haften Leistung bei der Rechnungsprü-
fung, sodass einHinweis geboten gewesen
sein könnte. Das OLGmeint, das gelte nur
bei einem Baumangel, nicht aber bei der
Rechnungsprüfung. Also bleibt es bei
der Verjährung. Die Nichtzulassungsbe-
schwerde wies der BGH zurück.
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WAS IST ZU TUN?

Ob die Grundsätze der Sekundärhaftung,
die der BGH für Mängel entwickelt hat,
heute noch Bestand haben, ist nicht
geklärt. Die Rechtsprechung des BGH
betrifft das Schuldrecht in einer nicht
mehr geltenden Fassung. Möglicherweise
hat sich diese Rechtsprechung selbst
überholt. Vorliegend wäre es auch mög-
lich, eine kausale Pflichtverletzung des

Architekten zu verneinen, weil der Auf-
traggeber etwa zu unverjährter Zeit über
das Vorliegen einer Pflichtverletzung
unterrichtet war. Der Auftraggeber ist
nach 2018 untätig geblieben, obwohl
Handlungsbedarf bestand und dies auch
bekannt war. Daran hätte wohl auch ein
Hinweis des Architekten nichts geändert.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Jan Lindner-Figura von

Görg Rechtsanwälte
Quelle: Görg

Mietrecht. Sind Gewerberäume wegen
des Einschreitens von Behörden im
Gebrauch eingeschränkt, steht Mietern
ein Mietminderungsrecht zu.

KG, Urteil vom 16. März 2023,
Az. 8 U 76/21

Das Einschreiten von Behörden
berechtigt zur Mietminderung
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DER FALL

In einem Mietvertrag aus dem Jahr 2018
hat der Vermieter dem Mieter einen
Laden, einen Büroraum, einen Lagerraum
und ein WC zur Nutzung als Ladenge-
schäft vermietet. Da der vermietete Büro-
raum nicht die baurechtlich erforderliche
Raumhöhe aufwies, ging demMieter 2019
zunächst ein Anhörungsschreiben der
Baubehörde zu. Sie wies auf diesen

Umstand und somit auf die insoweit
unzulässige Nutzung als Büro hin. Der
Mieter macht wegen der eingeschränkten
Nutzbarkeit des Büroraums einen Sach-
mangel geltend und mindert die Miete.
Die Parteien streiten unter anderem da-
rüber, ob der Mieter zur Mietminderung
berechtigt war.
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DIE FOLGEN
Das Kammergericht entschied, dass die
Miete ab Zugang des Anhörungsschrei-
bens der Baubehörde wegen eines Sach-
mangels reduziert werden konnte. Ab die-
sem Zeitpunkt war der Mieter zur Minde-
rung berechtigt. Öffentlich-rechtliche
Gebrauchshindernisse und -beschrän-
kungen stellen grundsätzlich einen Sach-
mangel dar, wenn sie mit der Beschaffen-
heit derMietsache zusammenhängen und
nicht vom Mieter verursacht wurden. Bei
einer Überlassung zu einem konkreten
Betriebszweck müssen die Räume in
einem Zustand sein, der die Aufnahme
des Betriebs rechtlich uneingeschränkt
zulässt. Der Vermieter schuldet mangels

abweichender Vereinbarung die Überlas-
sung in einem genehmigungsfähigen
Zustand. Allerdings entspricht es auch
ständiger Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofs, dass öffentlich-rechtliche Nut-
zungsbeschränkungen nicht zur Minde-
rung berechtigen, wenn der Mieter in sei-
nem vertragsgemäßen Gebrauch mangels
Einschreiten der zuständigen Behörde
nicht tatsächlich eingeschränkt ist. Dieses
Einschreiten sieht das Gericht in dem
baubehördlichen Anhörungsschreiben.
Erst ab dann hat der Mieter ein Minde-
rungsrecht.
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WAS IST ZU TUN?

Grundsätzlich haftet der Vermieter dafür,
dass die vermieteten Räume den öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften entsprechen
und zum vertraglich vereinbarten Zweck
genutzt werden können. Daher sollte sich
der Vermieter vor Abschluss des Mietver-
trags vergewissern, ob die Voraussetzun-
gen erfüllt sind. Bestehen tatsächlich
öffentlich-rechtliche Nutzungsbeschrän-
kungen, die ihre Ursache in der Beschaf-
fenheit, Benutzbarkeit oder Lage der

Mieträume haben, und wird der Mieter in
seinem vertragsgemäßen Gebrauch ein-
geschränkt, riskiert der Vermieter eine
Mietminderung oder eine Kündigung des
Mietvertrags. Eine vertragliche Regelung,
die dem Mieter das Risiko für öffentlich-
rechtliche Nutzungsbeschränkungen auf-
erlegt, bedarf in aller Regel einer indivi-
dualvertraglichen Abredemit demMieter.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwältin
Veronika Thormann

von Bethge
Quelle: Bethge

Maklerrecht. Enthält der Hauptvertrag
zwischen dem Verkäufer und einem
Interessenten eine Maklerklausel,
besteht der Provisionsanspruch auch
gegenüber einem Vorkaufsberechtigten.

Kammergericht Berlin, Urteil vom 27. April 2023,
Az. 10 U 80/22

Beim Vorkaufsrecht besteht der
Anspruch auf Provision fort
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DER FALL

Der Eigentümer einer bisher als Mietwoh-
nung genutzten Wohnung beabsichtigte,
diese nach Umwandlung in Wohnungsei-
gentum an einen Dritten zu veräußern.
Der Mieter machte daraufhin von seinem
gesetzlichen Vorkaufsrecht Gebrauch und
schloss mit dem Eigentümer einen Kauf-
vertrag über dieWohnung zuden gleichen
Bedingungen, die diesermit dem Erstkäu-

fer vereinbart hatte. Dies umfasste auch
eine Maklerklausel, nach der dem Makler
eine Provision in Höhe von 6% des Kauf-
preises zustehe. Nachdem der Erstkäufer
diese an denMakler gezahlt hatte, verwei-
gerte der Mieter die Erstattung der Provi-
sion, woraufhin der Erstkäufer aus abge-
tretenem Recht des Maklers klagte.
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DIE FOLGEN
Anders als noch die Vorinstanz hielt das
Kammergericht (KG) die Klage des Erst-
käufers für begründet und verpflichtete
den beklagtenMieter zur Zahlung der ver-
einbarten Provision. Zwar verneinte es
einen unmittelbaren Zahlungsanspruch
des Erstkäufers aus der Maklerklausel, da
dies einen unzulässigen Vertrag zulasten
des beklagten Mieters darstellte. Das KG
sprach jedoch demMakler selbst den Pro-
visionsanspruch zu. Der Mieter habe sich
insoweit mit der Ausübung seines Vor-

kaufsrechts verpflichtet, sämtliche Leis-
tungen aus dem Hauptvertrag zu er-
bringen, die sonst der erste Kaufinteres-
sent übernommen hätte. Dies umfasse
nicht nur die Pflicht zur Kaufpreiszahlung,
sondern auch die Zahlung der Makler-
provision. Nachdem der Makler seinen
Anspruch an den Erstkäufer abgetreten
hatte, konnte dieser erfolgreich die Erstat-
tung der von ihm an denMakler gezahlten
Provision geltend machen.
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WAS IST ZU TUN?

Vorkaufsrechte bei Immobilientransak-
tionen können im Einzelfall vertraglich
eingeräumt werden oder sich aus gesetzli-
chen Vorschriften ergeben. Zu denken ist
etwa an das gemeindliche Vorkaufsrecht.
Die Entscheidung des KG betrifft das Mie-
tervorkaufsrecht, welches nur für den ers-
ten Verkaufsfall nach der Umwandlung in
Wohnungseigentum gilt. Als Vorausset-
zung für eine Bindung des vorkaufsbe-
rechtigten Mieters an die Maklerklausel
führt das Gericht aus, dass diese wesens-
mäßig zum Kaufvertrag gehören und sich
nicht als Fremdkörper darstellen soll. Ent-
scheidend ist, dass bei Abschluss des

Hauptvertrags bereits eine maklervertrag-
liche Grundlage für den Provisionsan-
spruch besteht. Bei der Aufnahme von
Maklerklauseln in Hauptverträgen sollte
darauf geachtet werden, dass keine völlig
atypische Vereinbarung getroffen wird.
Davon wäre etwa bei einer Regelung aus-
zugehen, bei der die Provision außer Ver-
hältnis zur Gegenleistung und erkennbar
nur für den Vorkaufsfall getroffen wurde.
In einer solchen Konstellation besteht das
Risiko des Maklers, seinen Provisions-
anspruch im Fall der Ausübung des
Vorkaufsrechts doch noch zu verlieren.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwältin
Ina Lompa von GTW

Rechtsanwälte
Quelle: GTW

Grundstücksrecht. Nachbarn steht kein
Abwehrrecht gegen den Bau eines
Wohnhauses wegen erdrückender Wirkung,
Verschattung oder Wertminderung ihres
eigenen Grundstücks zu.

OVG NRW, Urteil vom 30. Januar 2023,
Az. 10 A 2094/20

Verschattung ist kein Grund zur
Abwehr eines Bauvorhabens
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DER FALL

Eine Nachbarin klagte gegen die Bauge-
nehmigung für ein Einfamilienhaus. Das
Gebäude ragt im Erdgeschoss und im ers-
ten Obergeschoss nicht ganz vier Meter
tiefer in den rückwärtigen Grundstückbe-
reich als das Haus der Klägerin. Sie
monierte unter anderem, das Vorhaben

stimme mit einer Änderung der vorheri-
gen Baugenehmigung nicht überein.
Zudem sei es rücksichtslos, da es zu einer
unzumutbaren Verschattung führe. Vor
dem Oberverwaltungsgericht blieb die
Nachbarklage ohne Erfolg.
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DIE FOLGEN

Das Oberverwaltungsgericht geht in sei-
ner Entscheidung auf eine Vielzahl von
Einwänden ein, die klassischerweise im
Rahmen einer Nachbarklage vorgetragen
werden, und fasst die hierzu ergangene
obergerichtliche Rechtsprechung zusam-
men. Das Nachbarhaus, welches das
Wohnhaus der Klägerin in der Tiefe über-
ragt, entfaltet keine erdrückendeWirkung.
Die Klägerin kann sich auch nicht auf eine
unzumutbare Verschattung berufen. Das
Gebot der Rücksichtnahme fordert dem-
nach nicht, dass alle Fenster eines Hauses
beziehungsweise das gesamteGrundstück
das ganze Jahr über zu jeder Tageszeit
optimal besonnt oder belichtet werden. Es

ist in bebauten Gebieten Regelfall, dass
einGebäude einen Schatten auf dasNach-
bargrundstück wirft. Ebenso ist dem
Gericht zufolge üblich, dass infolge einer
neuen Bebauung Einsichtsmöglichkeiten
entstehen. Die Klägerin konnte sich
zudem nicht auf eine etwaige vorhaben-
bedingte Wertminderung ihres Grund-
stücks berufen.Die Entscheidung zeigt die
Grenzen nachbarrechtlicher Optionen
auf, eine Bebauung abzuwehren. Sie ist
somit auch von erheblichem Interesse für
Bauherren, damit diese abschätzen kön-
nen, in welchem Umfang ihre Baugeneh-
migung den Einwänden der Nachbarn
standhält.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Wer sich als Hauseigentümer gegen die
Errichtung eines Wohnhauses auf seinem
Nachbargrundstück wenden möchte, hat
damit in der Regel nur bei einem
Abstandsflächenverstoß Erfolg. Werden
die Abstandsflächen eingehalten, stehen
dem Nachbarn häufig keine Abwehr-
rechte gegen das Vorhaben auf dem
Nachbargrundstück zu. Bei der Planung
von Bauvorhaben ist demzufolge ein
besonderes Augenmerk auf die Einhal-
tung der Abstandsflächen zu legen, gege-
benenfalls sind Puffer einzuplanen. Wenn

zu befürchten ist, dass sich Nachbarn
gegen das Vorhaben wenden, bietet es
sich an, den Nachbarn eine Ausfertigung
der Baugenehmigung mit Rechtsbe-
helfsbelehrung zusenden zu lassen.
Denn auf diese Weise läuft eine einmona-
tige Klagefrist. Der Bauherr hat dann
schneller Gewissheit darüber, ob sein
Vorhaben beklagt wird. So kann die sonst
entstehende Ungewissheit über ein Jahr,
ob die Baugenehmigung doch noch
angefochten wird, vermieden werden.

(redigiert von Monika Hillemacher)
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